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Weiter so — oder Krise als Chance?

Der folgende Beitrag des AK Weltwirtschaftskrise* von ver.di Baden-Wirttemberg wurde als Reakti-
on auf die »weitgehend defensiven« Reaktionen der Gewerkschaften und das von den Autoren kons-
tatierte Ungeniigen einer »nationalkeynesianistischen« Wirtschaftspolitik verfasst. Eine erste Fas-
sung wurde u.a. bereits im Labournet Germany veroffentlicht, wahrend die hier vorliegende fir den
express leicht Uberarbeitet wurde. Die Antwort von Ralf Krdmer aus der ver.di-Abteilung Wirtschafts-
politik ebenso wie eine Replik der Mitglieder des AK Weltwirtschaft werden wir in der nachsten Aus-
gabe des express vertffentlichen.

Hilflos, kopflos, wehrlos — so der pragende Eindruck des bisherigen Agierens der Gewerkschaften ange-
sichts der Krise. Wirtschaftsinteressen diktieren unangefochten die Agenda des globalen Krisenmanage-
ments, in dem jetzt die Weichen neu gestellt werden. Gewerkschaften spielen auf dieser Biihne keine Rolle.
Im Folgenden sollen die absehbaren Folgen fiir die Lohnabhéangigen, die bisherigen Reaktionsmuster der
Gewerkschaften sowie mogliche strategische Auswege beschrieben werden.

Folgen der Krise fiir die Lohnabhangigen

Im stichwortartigen Uberblick ergeben sich fiir Arbeitnehmerinnen und Gewerkschaften folgende Risiken,
die sich langst zu einer Weltwirtschaftskrise ausgewachsen haben. Inwieweit das internationale Krisenma-
nagement Folgen dampft oder ihr Eintreten verzdgert, kann derzeit niemand ernsthaft abschatzen. In wel-
chen Dimensionen auch immer, zu erwarten sind:

- Rationalisierungen, Restrukturierungen und Firmenzusammenbriiche im Finanzdienstleistungssektor als
unmittelbare, friher oder spater einsetzende Krisenfolge.

- Arbeitsplatzabbau, Lohndruck und Rationalisierung im Offentlichen Dienst, weil die 6ffentlichen Haushalte
gleich von mehreren Seiten unter starken Druck geraten werden: Auf der Ausgabenseite werden immense
Krisenstabilisierungskosten, Zuschussbedarfe aufgrund windiger Geschaftsmodelle a la cross-border-
leasing, Spekulationsverluste der Landesbanken und hohe Zinsbelastungen aus langfristigen Verschuldun-
gen zu Buche schlagen. Auf der Einnahmeseite wird es zu rezessionsbedingten Ausfallen bei fast allen
Steuerarten kommen.

- Folgen fir die sozialen Sicherungssysteme, wo die Einnahmeseite entsprechend abrutschen wird, wo teil-
weise auch spekuliert wurde; Sparmaf3nahmen in der Daseinsvorsorge méglicherweise mit punktuellen
Ausnahmen wie Bildungsbereich.

- Kurzarbeit, Personalabbau, Rationalisierungen und Restrukturierungen, mittelfristig sicher auch Firmenzu-
sammenbriche in den exportabhangigen Wirtschaftsbereichen wegen Kreditklemme und globalem Nach-
fragertickgang.

- Offentliche Investitionen werden in der Breite zuriickgefahren, in Teilbereichen wie energetischem Sanie-
rungsbedarf, erneuerbaren Energien jedoch ausgeweitet. Unter dem Strich Arbeitsplatzverluste.

- Die private Binnennachfrage wird wegen Rezession und Krisenangst weiter zuriickgehen, um so mehr,
wenn in der Tarifpolitik nicht wenigstens Reallohnsicherungen durchgesetzt werden kénnen. Zu beflirchten
sind auch gréRere »Marktbereinigungen« (Firmenzusammenbriiche) in Branchen, die stark vom privaten
Konsum abhéngen, wie der Einzelhandel.

- In vielen sozialen und kulturellen Bereichen, in (Sport-)vereinen, Stiftungen und Projekten, die sich zuneh-
mend von Sponsoren abhangig gemacht haben oder gemacht worden sind, wird es zu Kiirzungen kommen
mit Folgen fir die jeweiligen Ziele und die Beschéftigten.

- Es ist ein erheblicher Anstieg der Erwerbslosigkeit zu erwarten, der noch eskaliert wird, wenn weitere Ar-
beitszeitverlangerungen durchgesetzt werden sollten.

- Schon jetzt sind befristet Beschaftigte und Leiharbeiterinnen die ersten Opfer der Krise. Man wirde ja
»nur« Zeitvertrage auslaufen lassen und keine Neueinstellungen vornehmen, ggf. ausgelagerte Auftrage
wieder zuriickholen. In der Leiharbeitsbranche zeichnet sich eine Krise ab. Das Muster des Sozialabbaus
und der Prekarisierung, wie es schon den Aufschwung kennzeichnete, droht sich um so starker im Strudel
nach unten zu wiederholen.

Auf diese Weise werden quer durch alle 6konomischen Sektoren Firmen abstiirzen, wahrend andere sich
durchsetzen, indem sie Produktivitatsspringe machen und so den Boden fir den nachsten Konjunkturzyklus
bereiten. Diese Marktbereinigungsprozesse werden Uber kapitalistische Konkurrenz auf allen Ebenen aus-
getragen, zu einem wesentlichen Teil wieder Uber die oft globale Konkurrenz um den Preis der Arbeitskraft.
Mit dem Argument des 6konomischen Uberlebens, d.h. der Androhung des Verlusts der Arbeitsplatzes, wer-
den Lohnabhéngige in allen Branchen und weltweit in eine neue Runde der Konkurrenzkampfe getrieben.

Die Gewerkschaften: wie 1929?
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Die Gewerkschaften stehen dem Geschehen weitgehend paralysiert gegentiber. Ist es schon in Auf-
schwungzeiten nicht gelungen, den neuen kapitalistischen Rahmenbedingungen durch neue Kampfformen
und neue gewerkschaftliche Aufstellungen entsprechend den neu sortierten kapitalistischen Strukturen zu
begegnen, kann dieser Mangel in der nun aufziehenden Krise zur Beschleunigung der Krise der Gewerk-
schaften werden. Viele Vergleiche mit 1929 sind fragwiirdig, nur die Parallele hinsichtlich des Reaktions-
musters der Gewerkschaften ist leider hdchst plausibel.

Folgende Themen beherrschen die Gewerkschaftspolitik im Herbst 2008 (unvollsténdige Impressionen):

- Es dominiert die Binnenbeschéftigung. Wie gehabt Riesendebatten bei kleinsten Eingriffen in die innerge-
werkschaftliche Macht- und Ressourcenverteilung (bei ver.di das Thema Matrix) — ein déja-vu, fir jeden, der
einmal Protokolle von Gewerkschaftssitzungen oder Gewerkschaftszeitungen von 1929 und 1930 gelesen
hat.

- Suche nach Auswegen aus der Gewerkschaftskrise durch Rickgriff auf betriebswirtschaftliche Manage-
mentmethoden, erklartermaf3en ohne Bezug auf die aul3ere Wirklichkeit und die Besonderheit einer Ge-
werkschaft', Programmdebatte in ver.di de facto eingestellt.

- In den ersten Wochen nach dem Crash keine politische Reaktion der Organisation als Ganzes, stattdessen
wenige Verlautbarungen aus dem Finanzdienstleistungsbereich von ver.di, in denen eine starkere Kontrolle
der Finanzmarkte gefordert wird — Anséatze, die inzwischen von vielen Regierungen und dem IWF langst
getoppt werden.

- Wirtschaftspolitische Positionierungen mit der Aussage: mit unserem 40 Mrd.-Programm wére das nicht
passiert. Handlungsschwerpunkt und zentrale Forderung ist: Konjunkturprogramm flr Deutschland jetzt!
(s.u.)

- Ruckzug aus den gewerkschaftlichen Ansatzen in der Weltsozialforumsbewegung (fast keine Unterstiit-
zung fur das ESF in Malma trotz ver.di-Gewerkschaftsrats-Beschluss), starke Kiirzungen der entsprechen-
den Programme bei der IG Metall, Streichung von Globalisierungsseminaren auf Bundesebene bei ver.di.

- Auf einem Treffen der wenigen verbliebenen Gewerkschaftshistoriker Ende Oktober 2008, also mitten in
der Krise, wird tber Jubilarehrungen geredet. Die Politik der Gewerkschaften in der Weltwirtschaftskrise
19209ff., die sie letztlich die Existenz gekostet hat, ist kein Thema.

- Von dezentralen Initiativen abgesehen, keine Ansatze fiir Mobilisierungsstrategien oder offensive Interven-
tionen fur unmittelbare Lohnabhangigeninteressen in der aktuellen Debatte — unwidersprochen sind die Bor-
senkurse offentlicher Indikator fur die Angst in der Bevdlkerung. Als schutzenswerte Opfer finden sich »die
Wirtschaft«, Handwerksbetriebe, Mittelstand und vor allem die Sparer auf der Biihne — Arbeithehmerinnen
erst mal nicht.

Die gewerkschaftliche Tarifpolitik droht vollends in die Defensive zu geraten. Die ersten Kollateralschaden
der Krise haben wir bei der IGM vor dem Auftakt zur Tarifrunde erlebt, wo aus der Beflirchtung von Mobili-
sierungs- und Streikschwierigkeiten heraus angeboten wurde, die 8-Prozent-Forderung auf 20 statt auf 12
Monate zu beziehen oder im Bankenbereich, wo ver.di aus ahnlichen Motiven eine Art Moratorium fiir die
Gehaltstarifrunde angeboten hat. Zu befiirchten ist, dass wieder betriebliche Standortbiindnisse zu Lasten
Dritter (Lohnabhéangige in anderen Betrieben/Landern der Branche, befristet Beschaftigte, Prekare) die Ant-
wort sein werden.

Gewerkschaften, denen man zwar abnimmt, das Richtige zu wollen (Zustimmung in Meinungsumfragen),
die aber keine andere Antwort (und keine Vision) haben, als den Rickzug mit korporatistischen Bundnissen
abzusichern, werden Mitglieder verlieren. Die Apparate werden so in eine verscharfte Krise geraten — auch
das eine Parallele zu 1929ff., wo der ADGB von 1929 auf 1930 ein Drittel seiner Mitglieder verlor, Abbau
und Gehaltskiirzungen (- 20 Prozent) beim Personal vornehmen musste und die Ausgaben fur Arbeits-
kdmpfe drastisch reduzierte. Die Zahl der Streikaktionen sank von 1929 bis 1931 um ein Drittel, die Zahl der
Streikbeteiligten um 75 Prozent’ — dies natiirlich vor dem Hintergrund einer durch die verheerende Briining-
sche Wirtschaftspolitik eskalierten Wirtschaftskrise. Die Interventionen heute sind immerhin kompetenter.
Die bisherige Rolle der Gewerkschaften in der Krise ist beangstigend ahnlich.

Auch was die derzeit auf allen 6ffentlichen Kanalen gefuihrte gesellschaftliche Debatte tber die Krise betrifft,
gelingt es den Gewerkschaften nicht, die affirmativen ideologischen Kriseninterpretationen zu kontern, die
dem Muster »ein paar charakterlose Gesellen im Finanzbereich...« oder »nur eine Vertrauenskrise auf den
Markten« folgen.

Die groR3e Frage, wer in den nachsten Jahren die Folgen dieser Krise zu tragen haben wird, wird jetzt ent-
schieden. Wird solchen affirmativen Erklarungen das Feld Gberlassen, prajudiziert dies die Abwéalzung der

! »...eine Diskussion der politisch-inhaltlichen Ziele ... kann und soll an dieser Stelle nicht geleistet werden« aus: Chance
2011 — Zur Weiterentwicklung von ver.di in den n&chsten Jahren, ver.di Bundesvorstand 2008, S. 1 — keine Frage: die
Apparatstrukturen zu effektivieren, ist eine unverzichtbare Daueraufgabe, die sich jedoch als »organisationspolitische
Sekundértugend« an inhaltlichen Analysen und Strategien ausrichten sollte.

2 U. Borsdorf: »Geschichte der deutschen Gewerkschaften«, 1987, S. 394ff., Peter Jahn: »Die Gewerkschaften in der
Endphase der Republik 1930 —-1933«, Bund-Verlag, S. 17ff.
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Krisenlasten auf Arbeitnehmerinnen und sozial Schwache und die Einleitung eines neuen kapitalistischen
Zyklus bei gleichen Machtverhéltnissen. Nach vergleichbaren Krisen sind immerhin Bismarcksche Sozialge-
setze, ein New Deal oder ein Rheinischer Kapitalismus rausgesprungen. So wie die Gewerkschaften bisher
agieren und so wie die Krafteverhaltnisse heute aussehen, wird dergleichen diesmal nicht gelingen.

Sackgasse Nationalkeynesianismus

Die fast einzige gewerkschaftliche Argumentations- und Handlungsebene ist die Intervention auf der Ebene
des Mitdiskutierens in der Wirtschaftspolitik. Grund der Krise ist in der vorherrschenden Lesart das Ver-
saumnis einer nachfragestarkenden nationalen Wirtschaftspolitik. Der gigantische Borsencrash mit seinen
absehbaren Auswirkungen auf die Realékonomie sei nicht der eigentliche Krisengrund, sondern nur noch
hinzu gekommen und diene der Politik jetzt als Ausrede fur ihr eigentliches Verschulden, im Aufschwung
keine nachfrageorientierte Politik betrieben zu haben.

Der Vorwurf richtet sich an Arbeitgeber (Dumping in der Tarifpolitik) und Staat. Beleg ist die viel zitierte Gra-
fik, in der die Kurve des privaten Konsums notorisch unterhalb der BIP-Kurve verlauft.

Naturlich ist es Ziel von Gewerkschaften, die Beschaftigten-Einkommen tber Politik und Tarifpolitik zu ver-
bessern. Dieses Ziel verfolgen Gewerkschaften nicht um einer volkswirtschaftlichen Lehre willen, sondern
als Ausdruck der Lebensinteressen der Lohnabhangigen. Wenn sich plausibilisieren lasst, dass dies auch in
einem fiktiven gesamtgesellschaftlichen Interesse liegt, dann mag das als Hilfsargument nitzlich sein. Ge-
werkschaften dirfen sich aber nicht davon abhéngig machen, ob Arbeitgeber oder Regierungen sich dieser
Auffassung anschliel3en und eine Politik der Nachfragesteigerung als im gesamtgesellschaftlichen, also
auch in ihrem Interesse liegend akzeptieren3 — und wenn sie das nicht tun, nur anzuklagen, statt Gegen-
macht zu organisieren.

Wie viel Nachfragestarkung bzw. Verbesserung bei L6hnen und Arbeitszeit mdglich ist, hangt zuletzt immer
von der gewerkschaftlichen Durchsetzungsfahigkeit in der Tarifpolitik mit der ultima ratio des Streiks ab.
Auch die Durchsetzung politischer Forderungen wie Mindestlohn oder Konjunkturprogramme hangt zwar
mittelbar, aber letztlich unausweichlich von dieser Handlungsfahigkeit ab. Die genannte Graphik ist daher
nicht nur als zutreffende Kritik der Politik zu lesen, sondern als Lernfrage an die eigene Adresse: Warum
haben wir es selbst im Aufschwung nicht geschafft, eine Reallohnsicherung durchzusetzen, warum wurde
die Arbeitszeit verlangert, statt sie zu verkiirzen, warum konnten wir die Agenda-Politik von Rot-Griin nicht
verhindern? Die Nicht-Beantwortung dieser Fragen ist eine schwere Hypothek fur das, was jetzt kommt.
Von unterschiedlichen Einschétzungen zu der bei den Gewerkschaften vorherrschenden nationalkeynesia-
nischen Argumentation brauchte kein Aufhebens gemacht zu werden, wenn sie nur ein, wenn schon nicht
Uberzeugendes, so doch nitzliches Hilfsargument in der Auseinandersetzung wére. Indem sie aber das
Problem der Gewerkschaften vor allem auf der Ebene ihrer wirtschaftspolitischen Uberzeugungsfahigkeit
festmacht, behindert sie die Auseinandersetzung mit den eigentlichen Griinden der gewerkschaftlichen
Schwéche. Der Lésungshorizont des Nationalkeynesianismus ist im Grunde: Die Beschaftigteninteressen
bleiben auf der Strecke, weil die Gegenseite sich weigert, den volkswirtschaftlichen und damit letztlich auch
ihren eigenen Nutzen in einer nachfrageorientierten Wirtschaftspolitik zu sehen.

Zu befurchten ist allerdings, dass die Gegenseite aus ihrer Interessenlage gute Griinde hatte, das nicht ein-
zusehen. Denn Tarifdumping und Agenda-Politik haben zum einen die Wettbewerbsbedingungen des von
Deutschland aus operierenden Kapitals enorm verbessert (und auch die Chance verbessert, als Gewinner
zulasten anderer Wettbewerbsrdume aus dieser Krise hervorzugehen) und zum anderen eine Umvertei-
lungsorgie von unten nach oben mdglich gemacht.

Das alles hétte die Gegenseite nicht gehabt, wenn sie sich von den Gewerkschaften eine nachfrageorien-
tierte Politik hatte aufdréangen lassen. Denn Nachfragepolitik wére nicht etwas Zusatzliches zu einem von
selbst stattfindenden Aufschwung gewesen”, sondern sie ist das Gegenmodell zu einer angebotsorientierten
Wirtschaftspolitik. Keine Agenda, kein Sozialabbau, kein Tarifdumping héatte auch bedeutet: keine Aufhol-
jagd in der globalen Konkurrenz, keine Durchsetzung auf den verschiedenen Markten und keine Umvertei-
lung von unten nach oben. Ein schlechtes Geschaft fiir die Gegenseite!

Unter den Bedingungen einer Okonomie im Sturzflug, bei der es auf der Kapitalseite oft ums Eingemachte
geht, kann deren Interessenabwéagung zu einem anderen Ergebnis kommen. Wo die wegbrechende Nach-
frage ernsthaft die Verwertungsbedingungen besonders der bisher florierenden exportorientierten Branchen
gefahrdet, werden nachfrageorientierte Programme auch fiir die Gegenseite interessant, ja sie kdbnnen ge-

% »Wenn wir angesichts wachsender wirtschaftlicher Unsicherheit eine deutliche Verbesserung unserer Einkommen for-
dern, dann handeln wir nicht aus egoistischen Grunden, sondern stellen uns der gesamtgesellschaftlichen Verantwor-
tung, in: ver.di-Info 2/08 zur Tarifrunde OD 08/09, Nov. 2008, S. 2

* »Der Ende 2004 einsetzende Aufschwung war keineswegs eine Folge der Anfang 2003 vom damaligen Kanzler Schro-
der verkiindeten >Agenda 2010«, es handelte sich vielmehr um einen normalen (!) Konjunkturaufschwung. Ausgeldst
wurde er von einem Anstieg der Ausrustungsinvestitionen, vor allem um verschlissene Maschinen und Geréte zu erneu-
ern. Hinzu kam (!?) ein noch einmal deutlich gestiegener Exportuiberschuss.«
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radezu zu einem Standortvorteil in der Krise werden. Da ist das Kapital ganz pragmatisch und auf einmal
gar nicht mehr ideologisch. Die vielen wendehéalsigen Erklarungen ihrer Protagonisten belegen das ein-
drucksvoll.

Es wird jetzt mitten in der Krise also weniger um das Ob als um das Wie von Konjunkturprogrammen gehen,
d.h. um die Frage: Wer zahlt und wer profitiert? Das Kapital macht sich nicht die gewerkschaftlichen Nach-
frageforderungen zu eigen, es setzt gerade in der Krise auf angebotsorientierte Strategien, greift nur partiell,
befristet und maoglichst zu seinen Konditionen auf nachfrageorientierte Staatsinterventionen zuriick.

So wie im Aufschwung das Ob von Nachfrageprogrammen weniger eine Frage guter Argumente als eine
Frage gewerkschaftlicher Mobilisierungs- und Durchsetzungsféahigkeit war, so gilt dies auch fir das Wie der
jetzt anstehenden Konjunkturprogramme. Wem sie wie nutzen und wer sie kurz- und langfristig bezahlt, ist
eine Verteilungsfrage, die auch jetzt von der gewerkschaftlicher Mobilisierungs- und Durchsetzungsfahigkeit
abhangt.

Wenn nun in der Krise ein keynesianischer Ansatz eine bessere Chance und einen Sinn hat, dann als allge-
meiner Ansatz, der nicht in einem Wirtschaftsraum praktiziert wird und in einem anderen nicht. Abgesehen
von der Frage, wem letztlich die Kosten eines nur nationalen Konjunkturprogramms aufgeburdet wirden,
hatte nicht nur das hiesige Kapital den Nutzen in Form starkeren Konsums, sondern auch seine in Deutsch-
land verkaufenden Konkurrenten — und natirlich vice versa. Mindestens missten die Forderung nach Kon-
junkturprogrammen zum Bestandteil des europédischen und globalen Krisenmanagements gemacht werden.
Der nationalkeynesianische Ansatz ist der Versuch, eine linke Wirtschaftpolitik aus den Zeiten des rheini-
schen Kapitalismus unter radikal gednderten Bedingungen fortzuschreiben. Er ignoriert die Realitaten und
Erpressungspotentiale des neuen globalisierten Kapitalismus.® Er ignoriert, dass sich inzwischen supranati-
onale Strukturen und Regulationen entwickelt haben, die neue Machtzentren bilden. Das aktuellste atembe-
raubende Beispiel ist, wie sich binnen Wochen globale Handlungsstrukturen der Regierungen und Finanz-
zentren entwickeln, wo es um die Domestizierung der Selbstdestruktionskrafte des Kapitalismus geht. Es
kristallisiert sich, von der EU-Prasidentschaft angetrieben, eine institutionalisierte, europaische Wirtschafts-
und Industriepolitik heraus, der IWF soll weiterentwickelt werden im Sinne eines Weltfinanzministeriums, es
wird Uber globale Steuern und Steuerregeln nachgedacht und gut méglich, dass Keynes' alte Idee einer
Weltzentralbank, die er 1944 in Bretton Woods nicht durchsetzen konnte, jetzt Realitat wird — solche Reakti-
onszeiten auf gednderte Rahmenbedingungen wiirde man sich auch von den Gewerkschaften wiinschen!
Es entstehen neue Machtkonstellationen, die — ohne Gegendruck — dazu fihren werden, dass die Folgen
dieser Krise bei den Lohnabhangigen im weitesten Sinne abgeladen werden. Eine Restrukturierung der Ge-
werkschaften, die dieser Dominanz wieder etwas entgegensetzen kann, wird sich in ihrem Selbstverstandnis
und ihren Politikmustern, z.B. der nationalkeynesianischen Wirtschaftspolitik, aus ihrem Retro-Bezug zum
Rheinischen Kapitalismus abldsen missen, um den Weg frei zu machen fiir eine Analyse der Gewerk-
schaftskrise und eine Neuaufstellung der Gewerkschaften in der neuen kapitalistischen Formation.

Strategische Schlussfolgerungen

1. Um den bevorstehenden Herausforderungen gerecht zu werden, reicht es nicht, mitzudiskutieren in den
offentlichen Debatten um Finanz- und Wirtschaftpolitik- und auf Gehdér zu hoffen. Wie stark die Krise die
Lohnabhangigen und die Gewerkschaften selbst treffen wird, ist eine Frage von Macht und Gegenwehr. Er-
forderlich sind breite gewerkschaftliche Diskussionen, deren Ziel mobilisierungs- und durchsetzungsfahige
Forderungen und Handlungsansatze sein missen.® Gewerkschatftliche Anliegen miissen mit Druck auf die
offentliche Tagesordnung gesetzt werden.

2. Die Folgen der Krise werden uns via Politik, via Tarifpolitik in Firmenkrisen und -zusammenbriichen errei-
chen und sie werden viele andere wie Rentnerlnnen, Kranke, Arme, Mittelstand genauso treffen. In der De-

fensive werden wir alle sein, und tberall werden wir versuchen miissen gegenzuhalten. Das bedeutet einer-
seits Blindnisse gegen die Abwalzung der Krisenlasten zusammenzubringen und andererseits die sukzessi-
ve Zuriickeroberung des politischen Streikrechts.

3. Fur politische, Uberbetriebliche Ziele zu streiken, dirfte unter den kommenden Bedingungen leichter sein
(geringere Entsolidarisierungsmechanismen), als fur tarifpolitische Ziele zu streiken. Denn hier ist, unter den
Bedingungen des wirtschaftlichen Sturzflugs, die entsolidarisierende Gefahr des Arbeitsplatzverlusts beson-
ders hoch, weil sie sich einzelnen Beschaftigten, Beschéftigtengruppen und Belegschaften sehr konkret und

® Dass unter der Bedingung offener Markte eine innenpolitisch angelegte nachfrageorientierte Wirtschaftspolitik nicht
funktioniert, hat schon Keynes selbst so gesehen: Es gebe hier nur geringe Handlungsspielrdume »unless they are
applied internationally« (nach Thorsten Schulten: »Solidarische Lohnpolitik in Europa«, Hamburg 2004)

® Erste Ansatze dazu gibt es u.a. im ver.di LBZ Baden-Wurttemberg, z.B. in Form eines Mitgliederrundbriefs der Landes-
leiterin, mit Diskussionsveranstaltungen in allen Bezirken, Plakatserien, Demo des Bezirks Stuttgart vor Banken, s.
www.bawue.verdi.de, Strategieantrag baden-wurttembergischer Delegierter im Gewerkschaftsrat.
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existentiell stellt. Die stréflich versdumte Entwicklung branchenorientierter Tarifstrukturen (im Sinne von
Flachentarifvertragen) wird kurzfristig nicht nachzuholen sein. Die einzige Chance, sich aus Passivitat und
Defensive herauszuwinden, besteht in der Politisierung der Tarifauseinandersetzungen, in der Einbeziehung
anderer Gewerkschaften und gesellschaftlicher Gruppen, in der Herstellung einer Verbindung zur Dramatik
der Wirtschaftskrise, in der Darstellung der volkswirtschaftlichen Absurditat von Lohnzugestandnissen ange-
sichts des ohnehin gefahrlichen Riickgangs der privaten Konsums, Motto: kein Briining in der Tarifpolitik!
Kleinreden der Krisenrealitéat und Vorab-Konzessionen dagegen sind geradezu Einladungen, die Krisenfol-
gen auf dem Rucken Beschéftigten abzuladen.

4. Der Neoliberalismus ist die Ideologie des finanzmarktgetriebenen globalen Kapitalismus. Die Auseinan-
dersetzung wird bei weitem (noch) nicht um die Frage Sozialismus oder Kapitalismus gehen, sondern dar-
um, ob der jetzt in der Krise steckende neoliberale Kapitalismus mit ein paar Korrekturen gegen seine
selbstzerstorerischen Mechanismen fortgesetzt wird, oder ob ihm wirksame soziale und auch 6kologische
Fesseln angelegt werden kénnen.

4.1. Diese Auseinandersetzung wird materiell um die Frage gehen, wie die jetzt nétigen neuen Regulationen
aussehen sollen, und zwar nicht nur die der Finanzmarkte (wo die Gewerkschaften mit vielen anderen das
Notige gefordert haben”), sondern auch bei Sozialstaatsforderungen wie Mindestlohnen, Hochstarbeitszei-
ten, sozialer Sicherung, Arbeits- und Tarifrecht, Wirtschaftsdemokratie, umverteilender Steuerpolitik.

4.2. Und damit zusammenhangend muss der ideologische Streit ausgetragen werden. Derzeit sind rhetori-
sche Distanzierungen vom Neoliberalismus und seinen »Auswiichsen« mainstream — eine geschmeidige
Anpassungsreaktion an die Wut des Publikums! Die Frage, ob der Neoliberalismus wirklich fallt, oder nur ein
bisschen abfedert, wird sich symbolisch an der Frage entscheiden, ob seine entscheidenden Protagonisten
in Amt und Wiirden bleiben oder nicht. Ahnlich wie die Eliten des Realsozialismus, miissen die Verantwortli-
chen fir dieses Desaster zur Rechenschaft gezogen werden. Die Hauptprotagonisten der Agenda-Politik
zum neuen Fuhrungsduo der SPD zu machen, ist kein Zeichen von Umkehr oder Einsicht. Ein Skandal ist,
dass die Wirtschaftsforschungsinstitute, die groBen Lehrstiihle an den Unis personell und inhaltlich neolibe-
ral ausgerichtet bleiben, dass Bahn-Privatisierer Mehdorn einfach weiter machen kann, dass die Kommenta-
toren, die uns jahrelang mit neoliberalem Trommelfeuer belegt haben, weiter die Zeitungsseiten und Bild-
schirme bevdlkern. Dies ist keine Frage der Abrechnung, sondern symbolischer Ausdruck dafiir, ob der
Neoliberalismus tberwunden wird oder nicht.

5. Diese Krise ist die erneute und spate Chance der Gewerkschaften, sich mit der Griinden ihrer Schwéche
auseinander zu setzen, indem sie ihre im Rheinischen Kapitalismus wurzelnden Strukturen und Politikan-
séatze uberwinden und sich den geanderten, immer globaler funktionierenden Marktstrukturen und —prozes-
sen entsprechend neu sortieren und organisieren. Der Widerstand gegen die Folgen dieser Weltwirtschafts-
krise kann nur grenziiberschreitend organisiert werden. Die Forderungen, die es durchzusetzen gilt, miissen
von vornherein gemeinsam entwickelt werden. Weil gemeinsame Betroffenheit gemeinsame Lernprozesse
ermoglicht, muss in der Krise eine gewerkschatftliche Globalisierung von unten stattfinden — zu unterstiitzen
von allen bisher nur ansatzweise bestehenden Strukturen wie Dachverbénden, Euro-/Weltbetriebsraten, Ko-
ordinationsstrukturen, gewerkschaftlichen Netzwerken in der Sozialforumsbewegung etc. Gemeinsame For-
derungen, gemeinsame, zumindest gleichzeitige Demos und politische Streiks, europaweit und — zumindest
symbolisch — weltweit!®

In der Krise steht auch die Demokratie auf dem Spiel. Es ist in Analogie zu 1929 mit einer gesellschaftlichen
Radikalisierung zu rechnen. Ob es in dieser Radikalisierung einen emanzipatorischen Ausweg (wie nach
1929 in den USA) oder einen nationalistischen, xenophoben Weg in die Sackgasse (Deutschland) gibt,
hangt sehr von den Gewerkschaften ab und davon, ob sie einen Weg raus aus Standortkonkurrenz und
nationaler Befangenheit hin zu breiter und globaler Solidaritat finden.

* Der AK Weltwirtschaftskrise: Thomas Béhm (Personalratsvorsitzender des Klinikums Stuttgart und Vorsit-
zender des ver.di-Bezirks Stuttgart — Béblingen), Giinter Busch (Landesfachbereichsleiter Gesundheit, sozi-
ale Dienste, Kirchen von ver.di Baden-Wirttemberg), Siegfried Heim (BR-Vorsitzender der Sidwestpresse
Ulm und Vorsitzender des ver.di-Bezirks Ostwurttemberg — Ulm), Bernd Riexinger (Geschaftsflihrer des
ver.di-Bezirks Stuttgart) und Werner Sauerborn (Gewerkschaftssekretér beim ver.di-Landesbezirk Baden-
Wirttemberg)

erschienen im express, Zeitung fur sozialistische Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit, 11/08

" »Absturz der Finanzmarkte, Sofortprogramm von ver.di«, Abt. WiPo, Oktober 2008, S. 9f., Finanzmarktkrise: Erste
Hilfe und langfristige Pravention, IMK Policy Brief, 22. Oktober 2008

8 Im labour and globalization network der Weltsozialforumsbewegung wird derzeit eine Initiative »Globalize now« disku-
tiert — ein Appell von Gewerkschafterlnnen, sich starker grenziiberschreitend aufzustellen.



	Weiter so – oder Krise als Chance?
	Folgen der Krise für die Lohnabhängigen
	Die Gewerkschaften: wie 1929?
	Sackgasse Nationalkeynesianismus
	Strategische Schlussfolgerungen

